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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.02.2019
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Grundrechte

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhullungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhillungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhillung in der Offentlichkeit
verboten wurde. Der Prasident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhullungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen fur die bevorstehende Abstimmung
Uber das schweizweite Verhullungsverbot. Bundesprasident Berset gab demgegenuber
in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere - dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhillung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefahrdung
fur die 6ffentliche Sicherheit ausgeht.

Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz liber das
Gesichtsverhiillungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP - ihres Erachtens nehme der bundesratliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst - auch die Griinen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhéltnismassig und unnttz, da Noétigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schirten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevolkerung. Auf der anderen Seite
begrisste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstitzten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Wahrend sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhillungsverbots winschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab - dies liege in der Kompetenz der Kantone - und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Flr gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behdordenkontakt. Dieser Teil des bundesratlichen Vorschlags war - neben der
Feststellung, es sei richtig, der |Initiative Uberhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten - auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstitzte. In allem, was darlber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtlander Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
befurworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benoit Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiose
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man durfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes fur die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenlber einer
religiosen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
offentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Birgerschaft vereinbar sei. Der
bundesratliche Gegenvorschlag tauge demnach gemass Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls flir ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtlander Stadnderatin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt flr die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Losung, hoffte sie, kdnnte die Abstimmung
Uber die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevolkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
werde, wie sie der «Tribune de Genéeve» erklarte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
gentgend Uberzeugend fand, um den zégernden Teil der Wahlerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Notigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stucken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wére hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.

Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.06.2019
MARC BUHLMANN

zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als beflrwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grunen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesratlichen Gegenvorschlag ab.
Ihrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst Uber die Frage des Verhullungsverbots
entscheiden kénnen beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegentber dem geltenden Recht. Demgegenlber unterstitzten die Ubrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklarten, dass dieser sogar noch weiter gehen dirfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Rucksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort 16se, wo sie auftraten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Wahrend
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der |Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resimierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos». '

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

In der Romandie |6sten verschiedene «Polit-Affaren», wie sie die Aargauer Zeitung
bezeichnete, Diskussionen Uber die Rechte und Pflichten von Regierungsmitgliedern
hinsichtlich Spesen und Annahme von Geschenken, aber auch Uber die Abwahlbarkeit
von Exekutivmitgliedern aus.

Der einstige Bundesratskandidat und Genfer Sicherheitsdirektor Pierre Maudet (GE,
fdp) musste zugeben, dass er sich mit seiner Familie 2015 nach Abu Dhabi hatte
einladen lassen, obwohl die Annahme von Geschenken fur Genfer Staatsrate verboten
ist. Weil gegen ihn ein Strafverfahren wegen Vorteilnahme eingeleitet wurde und spéater
auch noch der Verdacht auf Steuerhinterziehung auftauchte, musste er nicht nur als
Regierungsprasident zurtcktreten, sondern auch Teile seines Departements aufgeben.
Weil Maudet lange Uber die Afféare gelogen und damit sehr viel Vertrauen verloren hatte,
legte ihm die FDP Schweiz gar einen Parteiaustritt nahe. Allerdings «krallt sich Pierre
Maudet an sein Amt» kommentierte die Sonntags-Zeitung und schloss einen Ricktritt
aus.

Nicht nur die Reisen in den nahen Osten - unter anderen wie Maudet ebenfalls nach
Abu Dhabi -, sondern vor allem die Spesen des Genfer Nationalrats und Mitglieds der
Genfer Stadtregierung Guillaume Barazzone (cvp), wurden Gegenstand medialer
Berichterstattung: Die CHF 40'000 pro Jahr, wovon CHF 17'000 alleine fur
Mobiltelefonkosten verbucht wurden, veranlassten witende Genferinnen und Genfer
dazu, auf die Strasse zu gehen.

Auch der Waadtldnder Finanzdirektor Pascal Broulis (VD, fdp) geriet in den Fokus der
Strafbehoérden. Er soll auf Reisen eingeladen worden sein, und zwar von niemand
geringerem als «einem der reichsten Einwohner seines Kantons», der von einer
«umstrittenen Pauschalbesteuerung» profitiere (Blick). Fir Fragezeichen sorgte jedoch
die tiefe Steuerrechnung von Broulis, die in der Folge publik gemacht wurde. Die
vermutete unrechtméassige Optimierung konnte zwar nicht nachgewiesen werden,
kosteten den FDP-Politiker aber viel Vertrauen.

Im Gegensatz zu ihren mannlichen Kollegen zog Géraldine Savary (sp, VD), der gute
Chancen auf einen Bundesratssitz nachgesagt wurden, sollte Alain Berset einst
zurlcktreten, und die 2020 als erste Frau SP-Stédnderatsprédsidentin hatte werden
sollen, die Konsequenzen aus einer Wahlspendenaffare und beendete ihre politische
Karriere. Sie hatte vom gleichen Unternehmer, der die Reisen vieler Westschweizer
Politiker bezahlt hatte und im Kanton Waadt pauschalbesteuert wird, eine
Wahlkampfspende von CHF 7'500 angenommen. Die informellen Richtlinien der SP
Waadt erlauben jedoch lediglich CHF 5'000. Obwohl ihr Ricktritt auch von zahlreichen
Genossinnen und Genossen bedauert wurde und sie nichts Widerrechtliches getan
habe, sei sie letztlich «lUber den Klassenfeind gestolpert» und habe das Pech gehabt,
dass die Geschichte in dem Moment publik wurde, <«als die halbe welsche
Politprominenz wegen &hnlicher Geschenke, undurchsichtiger Steuerarrangements und
exorbitanter Spesenbezlige am Pranger» stinden, so der Tages-Anzeiger.
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.09.2019
JOELLE SCHNEUWLY

Die «Affaren» |6sten einige Recherchen und Diskussionen aus. So listete etwa der
Sonntags-Blick die Spesenrechnungen aller Kantonsregierungen fur das Jahr 2017 auf.
Auch wenn die Vergleichbarkeit schwierig sei, da unterschiedliche Zulagen in diesen
Abrechnungen geregelt werden und die Regierungen unterschiedlich viele Mitglieder
haben, Uberrasche die Bandbreite, die zwischen CHF 50'000 (Kanton Schaffhausen)
und CHF 241'356 (Kanton Bern) variiere. Die Aargauer Zeitung vermutete, dass die
«Affare Maudet» den Forderungen nach mehr Transparenz Fligel verleihen werde. In
der Tat hatte das Parlament beschlossen, dass Parlamentsmitglieder, die auf
Staatskosten ins Ausland reisen, dies publik machen mussen. Allerdings galt dies nicht
fur Reisen auf Einladung von Interessengruppen. Die Sonntags-Zeitung brachte mit dem
Thema «Ruhegehalter» einen weiteren Aspekt in die Diskussion ein. Sie vermutete, dass
Maudet auch deshalb nicht zurlicktreten wolle, weil in diesem Fall sein Anspruch auf
eine lebenslange Rente verfallen wurde. Die Zeitung listete alle Kantone auf, die
entweder gar keine Entschéadigung (VS, OW), eine befristete Entschadigung im Sinne
eines «goldenen Fallschirms» (AG, JU, SG, NW, UR, TG, SO, BL, ZG, SH, GL, ZH, BS, Al,
AR, LU) oder eine lebenslange Rente (TI, VD, GE, FR, NE, BE, GR, SZ, inkl. Bund)
ausrichteten. Neben dem augenfélligen Unterschied zwischen Deutsch- und
Westschweiz Uberraschte auch die Varianz der kantonalen Gesamtbetrage, die zum
Zeitpunkt der Befragung (Juni 2019) an «Polit-Rentner» - so die Sonntags-Zeitung -
ausgerichtet werden und die sich von CHF 153'000 (AR) bis CHF 4 Mio. (Tl) pro Jahr
erstreckten. Laut Sonntags-Zeitung bezahlt der Bund flr total 23 Personen (inkl. 4
Bundeskanzler und 2 Witwen) CHF 4.4 Mio. Die Basler Zeitung schliesslich machte sich
Gedanken Uber das Volksrecht auf Abwahl der Regierung. In der Tat konne Maudet nicht
zu einem Rucktritt gezwungen werden: «Nur ein einziger Mensch entscheidet, ob ich
zurlcktrete oder nicht - ich selbst», zitierte die Zeitung. Im Extremfall konne Maudet
gar noch im Gefangnis Regierungsrat bleiben. Die Abwahl eines Regierungsrats sei in
sechs Kantonen moglich: In den Kantonen Bern, Schaffhausen, Solothurn, Tessin und
Thurgau kann mittels kantonaler Volksinitiative eine Abstimmung Uber die Absetzung
der Regierung (in corpore) verlangt werden. Im Kanton Uri kénnen einzelne Amtstrager
- also auch Standeratinnen und -rate oder der Landamman - per Volksinitiative
abgesetzt werden. In Neuenburg wurde 2014 mit der so genannten Lex Hainard ein
Amtsenthebungsverfahren eingesetzt. Hier hat das Parlament die Moglichkeit, ein
Regierungsmitglied abzusetzen. ?

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Am 13. September 2019 gab der Bundesrat seinen indirekten Gegenvorschlag zur
Organspende-Initiative in die Vernehmlassung. Anstelle der engen Widerspruchsldsung
sah er eine erweiterte Widerspruchsldsung vor. Konkret sollen wie bei der Initiative die
Organe einer verstorbenen Person entnommen werden kénnen, falls sich diese vor
ihrem Tod nicht explizit dagegen ausgesprochen hatte. Anders als bei der Initiative sah
der Gegenvorschlag allerdings den Einbezug der Angehdrigen vor, welchen ein
subsidiares Widerspruchsrecht zukommen soll, falls der Wille des bzw. der
Verstorbenen unbekannt ist. So sollen die Angehorigen eine Organentnahme ablehnen
kénnen, wenn davon ausgegangen werden muss, dass dies im Sinne der
hingeschiedenen Person ist. Die Landesregierung plante eine intensive
Informationskampagne, mit welcher die Bevodlkerung Uber die zuldssige Organ-,
Gewebe- und Zellentnahme bei fehlendem Widerspruch und darlber, dass ein
allfalliger Widerspruch in einem dafur geschaffenen Register festgehalten werden muss,
unterrichtet werden soll. Von der Widerspruchslésung ausgenommen werden sollen
Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren, urteilsunféhige Menschen sowie Personen,
deren Wohnsitz sich nicht in der Schweiz befindet, weil sie gemass erlauterndem
Bericht nicht Uber die Widerspruchsldsung informiert werden kénnen oder weil sie
nicht die Gelegenheit hatten, sich gegen eine Organentnahme auszusprechen. Fehlt bei
diesen Personengruppen der Widerspruch, mussten ihre Angehdrigen angefragt
werden, «ob sie einer Entnahme widersprechen méchten».

Inwiefern ein erweitertes Widerspruchsmodell im Vergleich zum Zustimmungsmodell
die Angehdrigen entlasten wurde, ist umstritten. Gesundheitsminister Berset erklarte,
dass zwar bei beiden Modellen die Angehorigen entscheiden mussten, dass dadurch,
dass die Organentnahme nicht mehr die Ausnahme, sondern den Normalfall darstelle,
«das Gesprach zwischen Pflege und Verwandten beeinfluss[t]» werde. Wahrend Renato
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.06.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Lenherr, Leiter des Organspende-Netzwerks DCA, sich im Tagesanzeiger davon
Uberzeugt zeigte, dass das Widerspruchsmodell den Angehdrigen beim Treffen des
Entscheids entgegenkomme, weil es sich bei der Organentnahme um den Regelfall
handle, war Notfallpsychologin Viviana Abati der Ansicht, dass die Angehorigen durch
den Systemwechsel nicht entlastet, sondern zusatzlich belastet wirden, weil sie sich
gegen eine Organspende «wehren» mussten, wenn sie der Auffassung seien, dass eine
solche dem Willen des respektive der Verstorbenen widerspreche.

Einige Tage bevor der Bundesrat seinen Entwurf in die Vernehmlassung gab, hatte die
Nationale Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin (NEK), welche die
Widerspruchslosung fur «ethisch bedenklich» hielt, einen Alternativvorschlag
prasentiert. Denn auch sie befand die aktuelle Situation flir unbefriedigend, da eine
Mehrheit der Bevdlkerung eine positive Haltung gegentber einer Organspende
einnehme, sich allerdings nur sehr wenige diesbezlglich explizit dusserten. Dies habe
zur Folge, dass es an den Angehdrigen liege, diese schwierige Entscheidung zu treffen,
und zudem nicht gentgend Organe vorhanden seien. Mit dem sogenannten
Erklarungsmodell sah die NEK vor, dass sich die Menschen regelmassig mit der Frage, ob
sie Organe spenden mochten oder nicht, auseinandersetzen und ihren Willen in einem
Register eintragen mussen. Wie genau die Regelung ausgestaltet werden soll, darlber
bedlrfe es noch Diskussionen, so die Kommission in der NZZ. In den Medien war
diesbezlglich von einem Spenderegistereintrag bei der Erneuerung der
Identitédtsausweise oder anlasslich von Konsultationen beim Hausarzt die Rede. Neben
der Zustimmung und der Ablehnung der Organspende soll auch die Angabe «keine
Erklarung» gemacht werden kénnen. Die NEK versprach sich vom Erklarungsmodell,
dass sich die positive Grundhaltung der Schweizer Bevdlkerung bezlglich Organspende
auch in den Anzahl Spenderegistereintragen niederschlagen und dass das Vertrauen in
die Organspende gefordert wirde. Gemass NZZ hatte sich auch der Bundesrat mit dem
Erklarungsmodell auseinandergesetzt, dieses allerdings verworfen, da er unter anderem
die wiederholte Abfrage des Spenderwillens «als Eingriff in die persoénliche Freiheit»
interpretierte.

Arzte und Pflegepersonal

In der Sommersession 2020 befasste sich der Stédnderat mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative. Bevor das Stockli ohne Gegenantrag auf die
Vorlage eintrat, bedankten sich zahlreiche Rednerinnen und Redner beim
Pflegepersonal und wirdigten dieses fur den geleisteten Einsatz wahrend der Covid-19-
Pandemie. Doch Applaus alleine reiche nicht; diesbeziglich waren sich viele
Standesvertreterinnen und -vertreter einig. Es seien Massnahmen gefordert, um die
Attraktivitat des Pflegeberufes zu steigern und somit dem Pflegemangel
entgegenzuwirken. Die Schweiz sei heute nicht in der Lage, auch nur die Halfte der
bendtigen Pflegefachpersonen auszubilden, so Maya Graf (gp, BL). Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI) flgte an, es muisse mittels Bezahlung, Wertschatzung und
zugestandenen Kompetenzen daflir gesorgt werden, dass die ausgebildeten Fachkrafte
ihrem Beruf nicht vorzeitig den Ricken zukehren wurden. Erreichen wolle dies der
indirekte Gegenvorschlag einerseits mit einer Ausbildungsoffensive und andererseits
mit mehr Verantwortung fir das Pflegepersonal.

Fur ersteres mussten die entsprechenden Mittel bereitgestellt werden, wolle man nicht
vom Ausland abhéngig werden, hob Pirmin Bischof (cvp, SO) hervor. Dazu gehoérten die
finanzielle Unterstltzung der Kantone durch den Bund, wenn sie Pflegefachkraften in
Ausbildung bezlglich Lebenshaltungskosten unter die Arme greifen. Dieser Entscheid
konnte mit 23 zu 22 Stimmen knapp gegenilber einer Minderheit Dittli (fdp, UR)
durchgesetzt werden, der die Finanzierung als Sache der Kantone betrachtete. Anders
als der Nationalrat und linke Ratsmitglieder rund um eine Minderheit Carobbio
Guscetti, welche die Kantone zu entsprechenden Beitrédgen verpflichten wollten, setzte
die Mehrheit des Stédnderates diesbezlglich jedoch mit 32 zu 13 Stimmen auf
Freiwilligkeit. Allgemein gutgeheissen wurde die Ausbildungsverpflichtung von
Krankenhausern, Pflegeheimen und Spitexorganisationen und die damit
zusammenhangende Pflicht der Kantone mindestens einen Teil der ungedeckten Kosten
der praktischen Ausbildungsleistungen, die bei den Leistungserbringern anfallen, zu
Ubernehmen. Dabei soll ihnen wahrend acht Jahren die Unterstitzung des Bundes
zukommen. Der Standerat kalkulierte fur die beiden Punkte der Ausbildungsoffensive
CHF 369 Mio. seitens des Bundes ein, also gut CHF 100 Mio. weniger als der
Nationalrat.

Bezuglich des zweiten Instruments zur Aufwertung der Pflege - die Ausweitung der
Kompetenzen -, stimmte das Stockli mit 32 zu 10 Stimmen daflr, dass
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.09.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Pflegefachpersonen gewisse vom Bundesrat festgelegte Leistungen selbstandig ohne
arztliche Anordnung durchfihren und zu Lasten der Krankenkassen abrechnen sollen
durfen, womit der Rat der Kommissionsmehrheit statt einer Minderheit Hegglin (cvp,
ZG) folgte. Im Unterschied zum Nationalrat beabsichtigte der Standerat mit 28 zu 16
Stimmen allerdings, dass dazu im Vorfeld Vereinbarungen zwischen Pflegenden,
Spitexorganisationen und Pflegeheimen auf der einen Seite und den Versicherern auf
der anderen Seite getroffen werden missten. Wahrend diese Kompetenzerweiterung
einer Minderheit Carobbio Guscetti zu wenig weit ging und sie erklarte, dass damit die
Initianten und Initiantinnen kaum Uberzeugt werden kénnten, ihr Volksbegehren
zuruckzuziehen, zeigte sich neben gewissen Ratsmitgliedern auch Gesundheitsminister
Berset grundséatzlich nicht einverstanden mit der Moéglichkeit zur direkten Abrechnung.
So befurchtete der Bundesrat Mehrkosten und warnte davor, die Liste der
Leistungserbringenden zu verléangern.

In der Gesamtabstimmung stimmte der Standerat dem indirekten Gegenvorschlag mit
36 zu 4 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) zu. *

Obwohl sich National- und Stédnderat einig waren, dass es einer Starkung des
Pflegesektors bedlrfe, gingen die Meinungen zur diesbezlglichen Umsetzung im
Rahmen des indirekten Gegenvorschlags zur Pflegeinitiative auseinander. In der
Herbstsession 2020 nahm sich der Nationalrat erneut dem Geschéaft an.

Mit 115 zu 76 Stimmen hielt er an seiner Position fest, dass die Kantone dazu verpflichtet
werden sollen, Pflegefachkraften in Ausbildung mit einem Beitrag an die
Lebenshaltungskosten finanziell unter die Arme zu greifen. Die Kantone sollen dabei
wahrend acht Jahren vom Bund unterstitzt werden. Fur die Ausbildungsoffensive
kalkulierte die grosse Kammer CHF 469 Mio. seitens des Bundes ein. Damit blieb die
Differenz zum Sténderat bestehen, der sich fur die Freiwilligkeit seitens der Kantone
ausgesprochen hatte und dessen Ansichten auch von Bundesrat Berset vertreten
wurden. Durch das Prinzip der Freiwilligkeit konne eine Uberméssige Einmischung in die
Autonomie der Kantone vermieden werden und die Kosten um rund CHF 100 Mio. auf
CHF 369 Mio. gesenkt werden, so der Gesundheitsminister. Wahrend Regine Sauter
(fdp, ZH) derselben Auffassung war, da durch die Covid-19-Pandemie die 6ffentlichen
Gelder bereits genug strapaziert wirden, machte sich Barbara Gysi (sp, SG) fir eine
Verpflichtung der Kantone stark. Eine Kann-Formulierung kénne zur Folge haben, dass
sich nicht alle Kantone =zur Unterstitzung der angehenden Pflegefachleute
bereiterklarten. Es sei allerdings notwendig, dass sich alle an der Pflegeoffensive
beteiligen, denn um den Beruf attraktiver zu machen, musse in die Ausbildung
investiert werden. Nur so kénne man verhindern, dass bis 2030 65'000
Pflegefachméanner und -frauen fehlten. Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) merkte zudem
an, dass gerade in den Grenzregionen viele Einrichtungen ohne die Grenzgangerinnen
und -génger schliessen mussten, die etwa im Kanton Genf 38 Prozent des Personals
ausmachten.

Die zweite Differenz betraf die Kompetenzerweiterung bezlglich selbstandiger
Abrechnung gewisser Leistungen durch die Pflegenden ohne éarztliche Anordnung,
wobei der Bundesrat diese Leistungen festlegen soll. Verena Herzog (svp, TG) erklérte
fur die SVP, dass man aufgrund der grosseren Zahl an Leistungserbringenden mit
Mehrkosten rechnen misse. Ahnlich sah dies die FDP.Liberale-Fraktion. Daher
unterstlitzten die beiden Parteien die Version des Stéanderates, der die selbstandige
Leistungsabrechnung an eine im Vorfeld mit den Krankenkassen abgeschlossene
Vereinbarung binden wollte. Mitglieder der Ratslinken erachteten die Angst vor
Mehrkosten hingegen als unbegrindet und hoben hervor, dass durch die
Kompetenzerweiterung vielmehr Kosten gespart werden kénnten, da die Arzteschaft,
die nicht mehr fur jede Leistung eine Anordnung verfassen musste, entlastet wurde.
Diese Worte schienen den Nationalrat mehr zu Uberzeugen und so sprach er sich mit
M4 zu 79 Stimmen (bei 1 Enthaltung) gegen eine Vereinbarungspflicht mit den
Versicherern aus.

Bezlglich der Ausweitung der Kompetenzen im Bereich der Delegation von Aufgaben an
weniger qualifiziertes Personal durch Pflegefachpersonen folgte die grosse Kammer auf
Anraten ihrer Kommission jedoch der kleinen, womit zumindest eine Differenz beseitigt
werden konnte. ®
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In der Wintersession 2020 beschéftigte sich der Stdnderat erneut mit dem indirekten
Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative. Dabei hielt er an den beiden bestehenden
Differenzen fest. Zum einen stimmte die kleine Kammer mit 29 zu 14 Stimmen dafur,
dass die Kantone angehende Pflegefachpersonen mit Ausbildungsbeitragen ausstatten
kénnen und dabei vom Bund wahrend acht Jahren unterstutzt werden, allerdings -
anders als vom Nationalrat gefordert - nicht dazu verpflichtet werden sollen. Wahrend
Gesundheitsminister Berset die Kann-Formulierung beflrwortete und argumentierte,
auf diese Weise wirden CHF 100 Mio. eingespart, fanden die Worte von
Minderheitssprecherin und Mitglied des Initiativkomitees, Marina Carobbio Guscetti
(sp, TI), welche von 65'000 fehlenden Pflegefachkraften im Jahr 2030 und der
Abhéangigkeit vom Ausland sprach, bei ihren Ratskolleginnen und -kollegen nicht
genlgend Gehor. Zum anderen beharrte das Stockli mit 23 zu 18 Stimmen darauf, dass
bezlglich der selbstandigen Abrechnung von Leistungen durch die Pflegefachpersonen
mit der OKP die Leistungserbringenden im Vorfeld eine Vereinbarung mit den
Versicherern abschliessen mussten. Auch hier hielt Carobbio vergeblich entgegen, dass
es sich dabei «faktisch [um] eine Aufhebung des Vertragszwangs durch die Hintertir»
handle, wodurch ein Riickzug der Initiative unwahrscheinlich werde. °

1) Vernehmlassungsbericht zum Bundesgesetz Uber das Gesichtsverhullungsverbot; LT, 3.7.18; AZ, Blick, Lib, 24.9.18; AZ, SGT,
TA, 25.9.18; BazZ, 26.9.18; LT, 27.9.18; TZ, 28.9.18; TG, 3.10.18; TZ, 6.10.18; AZ, 12.10., 13.10.18; CdT, TA, 19.10.18; SN, 23.10.18;
0OWZ, 25.10.18; CdT, TG, 13.12.18; AZ, 3.1.19

2) TA, 14.9.18; BaZ, 1.10.18; NZZ, 19.10.18; BaZ, TA, 7.11.18; LT, 8.11.18; Blick, 9.11.18; AZ, 15.11.18; So-Bli, 18.11.18; TA, 27.11.18; BaZ,
29.11.18; NZZ, 4.12.18; BaZ, 31.12.18; TA, 10.1.19; AZ, 13.1.19; TA, 14.1.19; SoZ, 20.1.19; NZZ, 27.3.19; Blick, 25.5.19; SoZ, 30.6.19

3) Erlauternder Bericht zum indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates zur Volksinitiative «Organspende férdern - Leben
retten» vom 13.9.19; Medienmitteilung BAG vom 13.9.19; NZZ, 10.9.19; AZ, LT, Lib, NZZ, TG, 14.9.19; AZ, 1.10.19; TA, 15.10.19

4) AB SR, 2020, S. 461 ff.; NZZ, 9.6.20; LT, NZZ, 10.6.20; AZ, LT, NZZ, 11.6.20

5) AB NR, 2020, S. 1505 ff.

6) AB SR, 2020, S. 1085 ff.
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